
ihr Eigentumsrecht nachzuweisen. Eine eingehende 
Prüfung der Berechtigung des Pfandgebers ist demnach 
mit dem Geschäftsbetrieb der Pfandleihanstalten un­
vereinbar.

Solange die Existenz der Pfandleihanstalten von den 
verantwortlichen staatlichen Organen für notwendig 
erachtet wird, ist die bestehende gesetzliche Regelung 
die einzig zutreffende.

*

Es entsteht jedoch die Frage, ob das Lösungsrecht 
der städtischen Pfandleihanstalten auch gegenüber 
Trägem der operativen Verwaltung von Volkseigentum 
bestehen soll oder ob nicht der Grundsatz des Schutzes 
des Volkseigentums eine andere Lösung erfordert. Seit 
der Einführung des Teilzahlungskaufs und der HO- 
Leihgeschäfte tritt der Fall der Verpfändung der im 
Wege der Teilzahlung gekauften, aber noch nicht voll 
bezahlten sowie gemieteter Gegenstände bei den Pfand­
leihanstalten häufiger auf. M. E. besteht das Lösungs­
recht der städtischen Pfandleihanstalten auch in diesen 
Fällen.

Vorweg sei bemerkt, daß es sich hier nicht um das 
Problem des Schutzes von Volkseigentum handelt, denn 
sowohl die städtischen Pfandleihanstalten als auch die 
hier in Betracht kommenden Betriebe sind Träger der 
operativen Verwaltung von Volkseigentum. Zu beant­
worten ist lediglich die Frage, welche Seite den 
Schaden zunächst — im Falle der erfolglosen Zwangs­
vollstreckung gegen den Verpfänder allerdings end­
gültig — tragen soll: die Pfandleihanstalt oder der be­
treffende Betrieb.

Bei der Beurteilung dieser Frage ist die Betrachtung 
solcher „landesrechtlicher“ Bestimmungen, die erst nach 
1945 erlassen wurden, besonders aufschlußreich. Nach 
der Berliner Satzung, die vom 25. November 1950 
stammt und inzwischen mehrfach geändert wurde, ist 
das Recht der Anstalt, die Herausgabe des Gegenstandes 
bis zur Zahlung der gewährten Geldsumme zu ver­
weigern, nicht beschränkt auf einen bestimmten Kreis 
von Berechtigten. Nach dieser Regelung besteht also 
das Lösungsrecht der Pfandleihanstalt auch gegenüber 
den Trägern der operativen Verwaltung von Volks­
eigentum.

Sowohl die von den Pfandleihanstalten zu erfüllen­
den Aufgaben als auch der Geschäftsbetrieb erfordern 
eine solche Regelung. Aus den oben angeführten 
Gründen ist es notwendig, das Darlehn zu einem gün­
stigen Zinssatz zu gewähren. Das ist jedoch nur mög­
lich, wenn gewährleistet ist, daß die Pfandleihanstalt 
das von ihr gegebene Darlehn entweder durch Rück­
zahlung oder durch den Versteigerungserlös zurück­
erhält. Das ist die Voraussetzung, damit die Pfandleihe 
einerseits mit einer niedrigen Gebühr, andererseits aber 
auch ohne staatliche Zuschüsse arbeiten kann.

Die Rechte an den von etwaigen Nichtberechtigten 
verpfändeten Gegenständen verteilen sich auf viele 
hundert oder tausend Verkaufsstellen, Warenhäuser,

volkseigene Betriebe, staatliche Institutionen usw. Die 
Auslösung des von dem Nichtberechtigten gegebenen 
Pfandes durch den einzelnen HO-Kreisbetrieb, das HO- 
Warenhaus, den einzelnen VEB usw. kann also die 
finanzielle Lage, die Rentabilität des Betriebes in der 
Regel nicht wesentlich beeinflussen. Bei der Pfandleih­
anstalt konzentrieren sich jedoch alle diese Fälle. 
Würde man das Lösungsrecht der städtischen Pfand­
leihanstalten in diesen Fällen verneinen, dann würde 
dadurch die Anstalt außerordentlich belastet und der 
gesamte Geschäftsbetrieb, der n u r in der Darlehns­
gewährung gegen Verpfändung von Gegenständen be­
steht, wesentlich beeinflußt werden. Die Anstalt könnte 
dann die ihr obliegenden Pflichten und Aufgaben nicht 
erfüllen. Aus diesen Gründen ist es gerechtfertigt, daß 
auch in diesen Fällen der Berechtigte den Schaden 
tragen muß.

*

Zur Begründung der Behauptung, die Pfandleih­
anstalt habe lediglich einen Schadensersatzanspruch 
gegen den Nichtberechtigten, werden z. T. auch die 
§§ 114 ff. StPO herangezogen. Auch diese Bestimmun­
gen sind aber nicht geeignet, jene Behauptung zu 
begründen.

Zweifellos steht bei Vorliegen der im Gesetz genann­
ten Voraussetzungen dem Staatsanwalt und bei Gefahr 
im Verzüge auch den Untersuchungsorganen das Recht 
zu, Sachen und Gegenstände in der Pfandleihanstalt 
zu beschlagnahmen (§ 116 StPO). Jedoch kann gern. 
§ 126 StPO die beschlagnahmte Sache, „die dem Ver­
letzten durch ein Verbrechen entzogen worden und im 
Verfahren entbehrlich ist“, nur dann dem Verletzten 
zurückgegeben werden, „wenn keine entgegenstehen­
den Ansprüche geltend gemacht werden“. Die Pfand­
leihanstalten werden aber gegenüber Beschlagnahmen 
von ihnen beliehener Gegenstände stets von dem ihnen 
gemäß den landesrechtlichen Bestimmungen und 
Art. 94 Abs. 2 EGBGB zustehenden Recht Gebrauch 
machen, die Herausgabe dieser Gegenstände bis zur 
Zahlung des an den Nichtberechtigten gewährten Dar- 
lehns zu verweigern.

Als Ergebnis ist also festzustellen, daß in allen Fäl­
len, in denen die landesgesetzlichen Bestimmungen ein 
Lösungsrecht vorsehen, die Anstalt zur Herausgabe 
etwa dem Berechtigten gestohlener oder unterschlage­
ner Gegenstände nur gegen Ablösung des auf diesen 
Gegenstand gewährten Darlehns verpflichtet ist — und 
zwar auch dann, wenn die Pfandsache in Volkseigen­
tum steht —, und daß die von einigen Untersuchungs­
organen vertretene gegenteilige Auffassung nicht dem 
Gesetz entspricht.

Die unterschiedliche gesetzliche Regelung in den 
einzelnen Ländern ist unbefriedigend und erfordert 
es — so wie das bisher auch auf anderen Ge­
bieten geschehen ist —, die verschiedenen landesrecht­
lichen Bestimmungen zu beseitigen und auch hier ein­
heitliche Rechtsnormen für das Gebiet der DDR und 
Groß-Berlin zu schaffen.

R e c h t  u n d  J u s t i z  i n  t i e r  B u n d e s r e p u b l i k

Das westdeutsche Gleichberechtigungsgesetz — ein großer Schritt zurück

Von Prof. Dr. WERNER ARTZT, Direktor des Instituts für Zivilrecht 
der Deutschen Akademie für Staats- und Rechtswissenschaft „Walter Ulbricht“

Die Verwirklichung von Verfassungsgrundrechten — 
sei es im Wege der Gesetzgebung oder mit Hilfe der 
Rechtsprechung — stößt im imperialistischen Staat auf 
größte Schwierigkeiten und Hindernisse, da schon der 
Versuch der Herbeiführung einer Übereinstimmung 
zwischen dem formalen Verfassungsrecht und der Ver­
fassungswirklichkeit bedeutet, daß die gesamten 
Widersprüche der Gesellschaftsordnung in den Aus­
einandersetzungen über den Inhalt der Grundrechte 
offenbar werden. Es ist deshalb nicht verwunderlich,

daß seit Vorlage des 1. Regierungsentwurfs fast fünf 
Jahre benötigt wurden, um im Parlament zur Beschluß­
fassung zu gelangen. Im Kampf der Meinungen wur­
den viele neue reaktionäre Theorien geschaffen, die 
alle den Geburtsmakel ihrer unmittelbaren Zweck­
setzung zu deutlich an sich tragen.

Auf der anderen Seite hatte seit dem 1. April 1953, 
dem Datum, an welchem gern. Art. 117 Grundgesetz 
alle dem Gleichberechtigungsgrundsatz entgegen­
stehenden gesetzlichen Bestimmungen außer Kraft
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